
DÄNEMARK

NIEDERSACHSEN

HAMBURG
MECKLENBURG-
VORPOMMERN

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

SCHLESWIG-HOLSTEIN

Bürgerinitiative gegen das CO2-Endlager e.V.  .  Dorfstr.33a  .  25917 Enge-Sande 
VR Bank eG, Niebüll  .  Konto: 77 19 0 19  .  BLZ: 217 635 42

Nordostseesparkasse  .  Konto: 1635 0 3337  .  BLZ: 217 50 000

Hauptstr.29  .  24980 Schaffl und  .  Mo. - Fr.  17:00 - 19:00 Uhr

Spendenkonten:

Geschäftsstelle:

      Liebe Mitbürgerinnen 
      und Mitbürger,

am 19. Mai 2009 hat sich eine kreisübergreifende Bürgerinitiative 
gegen das CO2-Endlager gegründet. Es ist unser Ziel, die CO2-
Verpressung unter unserer Wohnbebauung hier in Schleswig-
Holstein zu verhindern. Jeder ist aufgerufen und eingeladen bei 
uns mitzumachen. Die Mitgliedschaft kostet einmalig 5,- Euro. 
Wir brauchen eine breite Unterstützung und viele freiwillige Hel-

fer für Aktionen, Aufklärungs-, Presse-
 und Lobbyarbeit. Auf der Rückseite 
dieses Handzettels fi nden Sie tech-
nische Informationen und gute Argu-
mente gegen das CO2-Endlager. 

    Den Kontakt zu uns erhalten Sie über 
das Internet oder auf unserem regel-
mäßigen Stammtisch, mittwochs ab 
19.30 Uhr in Bussmanns Gaststätte 
in Wallsbüll. 
Dort fi nden sich auch die Arbeits-
kreise, die an den verschiedensten 
Themen und Aktionen arbeiten.

Werden Sie Mitglied. 
Gründen Sie Ihre Regionalgruppe.



Was beabsichtigen unsere Regierung und die Energieversorger?
 
Beabsichtigt ist, das CO2 aus den Abgasen der Kohlekraftwerke abzuscheiden. Dieses gelingt energieaufwen-
dig mit 3 verschiedenen Methoden. Das dann abgeschiedene CO2 wird verdichtet und befindet sich dann 
in einem Aggregatzustand, den man als „überkritisch“ bezeichnet. Diesen Zustand kann man sich als halb 
gasförmig und halb flüssig vorstellen. In diesem Zustand ist das CO2 pumpfähig und soll mit 200 bar Druck 
durch eine ca. 600 km lange Pipeline von Köln / Hürth bis nach Stadum / Hörup gepumpt werden.
Zwischen Stadum und Hörup soll sich dann der Einleitpunkt befinden, durch den das CO2 in 1000 bis 2000 m 
Tiefe mit 1200 bar Druck gepumpt wird. In dieser Tiefe sollen sich salzwasserführende Buntsandsteinschichten 
befinden, sogenannte Saline Aquifere, in denen sich das CO2 dann verteilen und auflösen soll. Die exakte 
Tiefe und Ausdehnung dieser Gesteinsschichten soll durch geologische Messungen noch ermittelt werden. Die 
tatsächliche Größe des Ausdehnungsgebietes ist noch unbekannt. Die Messungen konzentrieren sich zunächst 
auf ein Gebiet zwischen Handewitt und Leck und zwischen Goldebek und der dänischen Grenze.
Gemessen wird an ca. 10.000 Punkten im 400-Meter -Raster, indem in ca. 10 m Tiefe mit 1 kg Sprengstoff ge-
sprengt wird, um Schallwellen zu erzeugen, deren Reflexionen an Gesteinsschichten dann gemessen werden.
Wenn unsere Region erkundet und geeignet ist, soll zunächst das CO2 aus dem Kohlekraftwerk Hürth mit einer 
Menge von 2,6 Mio Tonnen pro Jahr eingelagert werden. Die Pipeline wird jedoch für weit größere Volumen 
ausgelegt, da für die Zukunft mehrere Pipelines in Europa geplant sind, die miteinander vernetzt werden 
sollen.
 

Warum sind wir dagegen?
 
Es gibt verschiedene Lagerstätten, die für eine Einlagerung von CO2 in Frage kommen. Ausgebeutete Öl- und 
Gasfelder sind bevorzugte Lagerstätten, da die geologischen Formationen gut bekannt sind und ein Gasfeld  
mehrere Millionen Jahre dicht gehalten hat. Die Bohrlöcher sind die einzigen Einstichstellen und somit weiß 
man, an welchen Stellen die Überwachung erfolgen muß.
Die bei uns geplante Einlagerung in Gesteinsschichten ist noch unerforscht. Niemand kann mit hundertprozen-
tiger Sicherheit sagen, ob es in einem so großen Gebiet nicht Austrittsmöglichkeiten für das Gas gibt, zumal 
dieses bei einem Druck von 1200 bar in Bewegung ist und sich seine Wege sucht. Bei einem Gasaustritt legt 
sich CO2 über die Landschaft, da es schwerer ist als Luft. Da es außerdem unsichtbar und geruchlos ist, wäre 
die Gefahr nicht zu erkennen. Das Einatmen von CO2 führt zu einem leisem aber schnellem Erstickungstod. 
Auch Motoren laufen nicht unter CO2-Einfluß, so daß selbst Rettungsfahrzeuge nicht in solche Einsatzgebiete 
vordringen können. Ein CO2 - Austritt in einer Region würde zu einer Evakuierung führen und das Gebiet würde 
sehr warscheinlich zum Sperrgebiet werden, da sich ein solcher Gasaustritt wiederholen könnte.
Mögliche negative Auswirkungen auf das Grundwasser sind ein weiterer Ablehnungsgrund. Es ist nicht hun-
dertprozentig auszuschließen, daß das CO2 auf seiner Wanderung durch Leckagen ins Grundwasser gelangt. 
Das CO2 nimmt als „Fracht“ salziges Wasser, gelöste Schwermetalle sowie gelöste organische Schadstoffe in 
überlagernde Sedimente und ins Grundwasser mit und kontaminiert es. Diese Mischung aus Salzwasser und 
CO2 ist aggressiv gegen alle bekannten Dichtungsmittel, wie beispielsweise die der Bohrlöcher. 
 

Was verbauen wir uns damit?
 
Natürliche Gas- und damit CO2-Speicher sind in ihrem Vorkommen nur begrenzt vorhanden. Viele Klimafor-
scher sind der Auffassung, daß wir in 30 bis 50 Jahren gezwungen sein könnten das CO2 der Atmosphäre zu 
entziehen und unterirdisch einzulagern. Sinnvoll ist, das CO2 durch Pflanzenwachstum der Luft zu entziehen 
und nach Verwertung der Pflanzen, das CO2 abzuscheiden und einzulagern. Wenn man bereits unter der Erde 
in Form von Kohle gebundenes CO2 verbrennt, verfünffacht man das Volumen, und blockiert die vorkom-
menden Lagerstätten.  Wenn diese Lager jedoch schon mit CO2 aus Kohlekraftwerken gefüllt sind, entfällt 
diese letzte Option zur Klimarettung.
 

Warum ist Eile geboten?
 
Das CCS-Gesetz, daß die CO2-Verpressung regeln soll, befindet sich Mitte Juni bereits in der dritten Lesung 
und soll noch vor der Bundestagswahl durchgedrückt werden. Dieses Gesetz setzt, ebenso wie das Bergrecht, 
alle Einflußmöglichkeiten der Länder, Kreise und Gemeinden außer Kraft. Dieses Gesetz gibt den Energiever-
sorgern das Recht mit vorhandener Technik und ohne weitere Forschung jetzt schon CO2 unter der Wohnbe-
völkerung endzulagern. Die Vorbereitungen für Bau und Betrieb der Pipeline und des Endlagers in unserer 
Region, sind in geheimster Art und Weise fertiggestellt worden. Die Vorbereitung für die Messungen und 
Sprengungen ab September sind ebenfalls getroffen. Für Politik und Energieversorger ist das CO2-Endlager 
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Was fordern wir?
1. Keine CO2-Endlagerung unter bewohntem Gebiet.
2. Keine Erforschung der CO2-Endlagerung unter bewohntem Gebiet.
3. Ablehnung des CCS-Gesetzentwurfes.
 

Welche Alternativen gibt es?
Als Bürgerinitiative haben wir uns zum Ziel gesetzt, die CO2-Endlagerung unter bewohntem Gebiet zu verhin-
dern. Da es in Mitteleuropa keine großflächig unbewohnten Gebiete gibt, stellt die CO2-Endlagerung für uns 
keine Alternative dar. Aber wir sind nicht nur Nein-Sager, sondern wollen auch Alternativen aufzeigen. Es gibt 
sehr viele Möglichkeiten jetzt endlich umzukehren und eine grundsätzliche Wende in der Energie- und Klima-
politik herbeizuführen. Letztendlich haben unsere Vorschläge auch keinen Anspruch auf Vollständigkeit und 
jede/jeder mag für sich selbst entscheiden, welchen Vorschlägen sie/er folgen kann. Folgende Vorschläge sind 
aus unserer Mitgliederschaft immer wieder hervorgegangen: stärkere Förderung von Produktion und Betrieb 
aller regenerativen Energien / verbindliche Terminierung der Abschaltung von Kohle- und Atomkraftwerken / 
Betrieb von Gaskraftwerken in der Übergangszeit / Erhöhung der Stromsteuer für fossile Energien / Förderung 
der Umstellung der Autoindustrie auf Elektrofahrzeuge / Ausbau und Verstaatlichung der Stromnetze / Elektri-
fizierung und Ausbau des Öffentlichen Personenverkehr‘s...
 
Diese und sicherlich noch viele andere Möglichkeiten gibt es. Wenn man bedenkt, daß die Sonne 7700 x mehr 
Energie auf die Erde schickt, als die Menschheit verbraucht, wird klar, daß eine Energiewende möglich ist.


